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Zahl der Selbstanzeigen steigt und steigt

Ministerpräsident Kurt Beck hat sich
bei einem Kamingespräch für eine ge-
meinsame strategische Positionierung
bei der Weiterentwicklung der Metro-
polregion Oberrhein ausgesprochen.
Zu dem Treffen hatte der Ministerprä-
sident Vertreter aus Politik, Wirtschaft
und Wissenschaft in die Staatskanzlei
nach Mainz eingeladen. „Um schnelle-
re Entscheidungsabläufe und eine bes-
sere Handlungsfähigkeit zu erreichen,
müssen wir klare Aufgabenfelder defi-
nieren“, sagte Beck. Er zeigte sich er-
freut über die Zusage der Wissenschaft,
ein trinationales Symposium mit For-
schern und Doktoranden zu initiieren.
Eine weitere wichtige Zielgruppe seien
die Unternehmer, die im Rahmen der
grenzüberschreitenden Zusammenar-

beit gemeinsame Interessen formulie-
ren sollten. Vertreter der Wirtschaft
kündigten bei dem Gespräch an, ein
Treffen von kleineren und mittelständi-
schen Unternehmern zu organisieren.

„Die Oberrheinregion gibt für das
Zusammenwachsen Europas viele Im-
pulse. Wir müssen für Neuerungen sor-
gen, um der oft zitierten Rolle als Mo-
dellregion weiterhin gerecht zu wer-
den“, so Beck. Er sprach sich deshalb
auch dafür aus, Fördermöglichkeiten
zu sichern und neue möglich zu ma-
chen. Die Teilnehmer verständigten
sich darauf, dass die Wissenschaft na-
tionale und europäische Fördermög-
lichkeiten ausloten sollen, die auf die
Oberrheinregion passen. „Die Politik
hat dann die Aufgabe, diese entspre-

chend weiter zu tragen“, sagte Minis-
terpräsident Beck. 

Wichtig sei auch, die Menschen von
den Vorteilen der Metropolregion zu
überzeugen. Unter rheinland-pfälzi-
scher Federführung würden deshalb in
den nächsten Monaten drei Bürgerkon-
gresse stattfinden. Es müsse sicherge-
stellt werden, dass die Ergebnisse 
der Kongresse in die weiteren Entwick-
lungen der Metropolregion einfließen
können.

„Für eine gemeinsame Identität am
Oberrhein müssen wir vor allem auch
junge Leute zusammen bringen. Der
Sport ist dafür besonders geeignet“,
betonte Ministerpräsident Beck und
kündigte die Ausrichtung eines Ju-
gendfußballcups am Oberrhein an.

Beck wirbt für gemeinsame Positionierung
Kamingespräch beim Ministerpräsidenten: Metropolregion strategisch weiterentwickeln

Um die Weiterentwicklung der Metropolregion Oberrhein ging es bei einem Kamingespräch, zu dem Ministerpräsident
Beck Vertreter aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft in die Staatskanzlei eingeladen hatte. Foto: Martina Pipprich

Mit etwa 915 000 Besucherinnen und
Besuchern bei „Burgen, Schlösser, Al-
tertümer“ sowie in den drei Landes-
museen in Mainz, Koblenz und Trier
zieht Kulturstaatssekretär Prof. Dr. Jo-
achim Hofmann-Göttig eine positive
Bilanz des Jahres 2009. Rund 100 000
Menschen nutzten zudem 2009 den Tag
des Offenen Denkmals im Land, um
sich über das bedeutende und reich-
haltige kulturelle Erbe zu informieren.
Damit konnte die Generaldirektion
Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz
(GDKE) über eine Million Menschen
für ihre Kulturangebote begeistern. 

„Die erfreuliche Bilanz zeigt, dass
sich die GDKE Rheinland-Pfalz mit
ihren Angeboten auf dem richtigen
Weg befindet. Der Zuspruch der Öf-
fentlichkeit macht deutlich, dass die
2007/2008 errichtete Generaldirektion
durch Vernetzung und Profilierung der
Kulturangebote der einzelnen Direk-
tionen das kulturelle Erbe Rheinland-
Pfalz noch akzentuierter, attraktiver
und authentischer präsentieren konn-
te“, betont Kulturstaatssekretär Hof-
mann-Göttig. 

Die Besucherbilanz des Rheinischen
Landesmuseums Trier weist für das
Jahr 2009 deutlich nach oben. Bei den
Besucherinnen und Besuchern der
Ausstellungen konnten die Zahlen von
rund 51 000 im Jahr 2008 auf rund 
65 000 im Jahr 2009 gesteigert werden
und dies, obwohl die neue Daueraus-
stellung (in Teilen) erst im Herbst 2009
eröffnet wurde. Dies sei vor allem auf
die attraktive Sonderausstellung
„Schönheit im Alten Ägypten“ zurück-
zuführen. 

Bei der Bilanz des Landesmuseums

Kulturelles Erbe lockt eine Million an
Kulturstaatssekretär Joachim Hofmann-Göttig zieht positive Bilanz für 2009 

Koblenz für das Jahr 2009 sei es nach-
vollziehbar und nicht anders zu erwar-
ten gewesen, dass sich die Schließung
des Hauses aufgrund der Umbaumaß-
nahmen am Ende der Saison 2008 sig-
nifikant auf die Statistik niederschla-
gen würde. Dennoch sei positiv festzu-
halten, dass mit der Archäologischen
Abteilung, die als einzige Abteilung in
der Saison 2009 geöffnet werden konn-
te, immerhin rund 15 000 Besucherin-
nen und Besucher angezogen werden
konnten. 

In den Besucherzahlen des Landes-
museums Mainz spiegle sich noch mit
rund 31 000 Besucherinnen und Besu-

chern die Umbauphase wider. Mit dem
Abschluss der Umbauphase und der
anstehenden Neupräsentation nun-
mehr aller Abteilungen der Daueraus-
stellung ab Mitte März 2010 einerseits
sowie durch geplante attraktive Publi-
kumsausstellungen andererseits sei zu
erwarten, dass die Besucher-Bilanz
2010 sehr positiv ausfalle. 

Die Besucherzahlen bei Burgen,
Schlösser, Altertümer zeigten grund-
sätzlich ein gleichbleibendes Bild in
den Jahren 2008/2009, trotz Großsa-
nierung der Festung Ehrenbreitstein
und vorbereitender Arbeiten für die
BUGA 2011 rund um die Festung. Da-
durch konnte für eine der meist be-
suchten Einrichtungen von Burgen,
Schlösser, Altertümer für 2009 keine
Besucherzahlen ermittelt werden. Eine
positive Entwicklung auf hohem Ni-
veau zeigten die Zahlen aus Trier. Hier
konnten 2009 rund 660 000 Besuche-
rinnen und Besucher gezählt werden. 

Die Region Pfalz verzeichnete rund
145 000 Besucherinnen und Besuchern.
Mit dem Staufer-Jahr 2010 und der
Neupräsentation der Dauerausstellung
auf dem Trifels und vielfältigen neuen
kulturtouristischen Angeboten rund
um das Thema „Reisewege der Köni-
ge“ sei 2010 mit einer Steigerung der
Besucherzahlen zu rechnen. 

In der Region Mittelrhein-Mosel
konnten bei den restlichen Burgen mit
rund 109 000 Besucherinnen und Besu-
chern im Vergleich zum Vorjahr die Be-
sucherzahlen leicht gesteigert werden.
Aufgrund der Sanierung von Festung
Ehrenbreitstein und Schloss Stolzen-
fels lägen für diese beiden Objekte für
2009 keine Besucherzahlen vor. 

Kulturstaatssekretär Joachim Hof-
mann-Göttig zog eine positive Bilanz.

„Ungarn wird sich während seiner
EU-Ratspräsidentschaft im nächsten
Jahr in Rheinland-Pfalz präsentieren
und die große multimediale Ausstel-
lung „Deutsche Einheit am Balaton“
zeigen.“ Das teilte Ministerpräsident
Kurt Beck am Rande seines eintägigen
Besuches in Budapest mit. Die Aus-
stellung habe große historische Bedeu-
tung. Sie erinnere an die Öffnung der
Grenze für die deutschen Flüchtlinge
1989 aus der DDR. 

Während seines Besuches führte Mi-
nisterpräsident Kurt Beck politische
Gespräche mit Premierminister Gor-
don Bajnai, Außenminister Péter
Balázs, Verteidigungsminister Imre
Szekeres und Wirtschaftsminister Ist-
ván Varga.

Premierminister Bajnai begrüßte
den Ministerpräsidenten als „guten
und großen Freund Ungarns“. Beide
Politiker sprachen von einem „herzli-
chen Verhältnis zwischen Deutschland
und Ungarn“. Die ungarische Regie-
rung hatte den Ministerpräsidenten
eingeladen.

Die Gespräche in Budapest dienten
vor allem der Vorbereitung der EU-
Präsidentschaft Ungarns im ersten
Halbjahr 2011. Ungarn ist seit 2004
EU-Mitglied, seit 1999 Mitglied der
Nato. Deutschland ist der wichtigste
Wirtschaftspartner Ungarns.

Ein Thema der Gespräche Becks war
das EU-Finanzbudget für die Jahre
2014 bis 2020, das während der unga-
rischen Präsidentschaft auf der Tages-
ordnung steht. Dabei war man sich ei-
nig, dass grenzüberschreitende Projek-
te von der EU stärker finanziert wer-
den sollten. Auch sei die landwirt-
schaftliche Förderung künftig sicher-
zustellen.

Im Gespräch mit dem Wirtschafts-
minister István Varga wurde das The-
ma Opel erörtert. Auch eine Wieder-
aufnahme der Flugverbindung zum
Hahn wurde besprochen. Fragen der
Umwelttechnologien sollen von Exper-
ten aus beiden Ländern vertieft wer-
den.

Ministerpräsident Kurt Beck: „Die
Partnerschaft zwischen Rheinland-
Pfalz und Ungarn entwickelt sich gut.
24 Kommunen haben eine Partner-
schaft mit Städten und Gemeinden in
Ungarn. Seit 15 Jahren gibt es Koope-
rationen des rheinland-pfälzischen In-
nenministeriums mit Ungarn. Diese
vom früheren Innenminister Walter
Zuber initiierte Zusammenarbeit be-
steht vor allem mit der Polizei, den
Feuerwehren und im Katastrophen-
schutz.

Deutsch ist in Ungarn als Fremd-
sprache an den Schulen – nach eng-
lisch – am beliebtesten. 32 rheinland-
pfälzische Schulen haben Partner-
schaften mit ungarischen Schulen. Die
Fritz-Walter-Stiftung fördert soziale
Jugendprojekte in Ungarn. Die Uni-
versitäten Trier und Kaiserslautern
und die Fachhochschule Worms pfle-
gen wissenschaftliche Kontakte. Ab-
solventen der einzigen deutschsprachi-
gen Universität im Ausland – András-
sy in Budapest – sollen künftig in
Rheinland-Pfalz in Verwaltung und
Wirtschaft praktische Erfahrungen
sammeln.“ 

Die Exporte der rheinland-pfälzi-
schen Wirtschaft umfassen rund 404
Millionen Euro (letzte Statistik, Janu-
ar bis Oktober 2009). Die Importe aus
Ungarn nach Rheinland-Pfalz betra-
gen in diesem Zeitraum 266 Millionen
Euro.

Beck: Die Partnerschaft mit
Ungarn entwickelt sich gut
Eintägiger Besuch in Budapest – Wieder Flüge vom Hahn?

Bei seinem Besuch in Budapest wurde  Ministerpräsident Kurt Beck vom un-
garischen Premierminister Gordon Bajnai empfangen. 

Die Zahl der Selbstanzeigen bei
rheinland-pfälzischen Finanzäm-
tern ist schon mehr als doppelt so
hoch wie im gesamten Vorjahr. Nach 
Erhebungen der Oberfinanzdirekti-
on Koblenz gingen inzwischen 705
Selbstanzeigen ein, davon 620 wegen
nicht versteuerter Kapitaleinkünfte.
Im Jahr 2009 gab es insgesamt 303
Selbstanzeigen, in 2008 waren es
323.

„Die Welle der Selbstanzeigen
wächst unvermindert weiter. Ein 
Gipfelpunkt ist bislang nicht in

Sicht“, sagte der rheinland-pfälzi-
sche Finanzminister Carsten Kühl.
Das Land rechne mit einem Mehrer-
gebnis im zweistelligen Millionenbe-
reich. 

Kühl bekräftigte, dass Rheinland-
Pfalz es für notwendig erachte, Da-
ten-CDs anzukaufen. Natürlich
müsse es vorher sorgfältige Prüfun-
gen geben. Er sehe aber keine Alter-
native. „Entscheidend muss sein:
Wer Steuern hinterzieht, darf sich
nicht sicher fühlen“, sagte der Mi-
nister.
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B U N D E S R A T

Zum Antrittsbesuch hat Ministerpräsi-
dent Kurt Beck den Vorsitzenden des
Deutschen Bundeswehrverbandes,
Oberst Ulrich Kirsch, in der Mainzer
Staatskanzlei empfangen. Die schwie-
rige Situation der Bundeswehr bei
ihrem ISAF-Einsatz in Afghanistan
war eines der Themen des Gesprächs.
„Die deutschen Soldatinnen und Sol-
daten leisten dort einen wichtigen Bei-
trag zur Stabilisierung und zum Wie-
deraufbau des Landes“, sagte Beck.

Oberst Kirsch, der einen ersten Ter-
min zum Antrittsbesuch in Mainz we-
gen seines Afghanistan-Aufenthaltes
im vergangenen Jahr absagen musste,
schilderte die große Sehnsucht der Be-
völkerung dort nach Frieden und die
tägliche Bedrohung durch Aufständi-
sche und Terroristen. Er schilderte
auch die schwierige Situation der
deutschen Soldatinnen und Soldaten
und die hohe psychische Belastung, der
sie ausgesetzt sind. Bereits 2007 nach
seinem Besuch in Afghanistan und sei-
nen Gesprächen mit Präsident Hamid
Karzai habe er, so Beck, die Notwen-
digkeit von Verhandlungen auch mit
Talibangruppen angesprochen. Schon
damals habe er dem zugestimmt, sagte
Kirsch. Ein Schritt nach vorne sei jetzt
durch die Afghanistan-Konferenz in
London geleistet worden.

Wertschätzung für Auslandseinsatz wichtig
Ministerpräsident empfing den Vorsitzenden des Deutschen Bundeswehrverbandes

Zum Antrittsbesuch hat Ministerpräsident Kurt Beck den Vorsitzenden des
Deutschen Bundeswehrverbandes, Oberst Ulrich Kirsch, in der Mainzer
Staatskanzlei empfangen. Foto: Stefan Sämmer

Der Dialog und die Überwindung von
Grenzen, aber natürlich auch Konflik-
te und Teilung stehen im Mittelpunkt
vieler der etwa 250 Projekte aller Kul-
tursparten, die wieder vom 1. Mai bis
3. Oktober im Rahmen des Kultursom-
mers Rheinland-Pfalz stattfinden. Das
aktuelle Motto „Über Grenzen“ ver-
spricht eine vielschichtige und span-
nende Auseinandersetzung mit dem
Thema.

„Das Motto ‚Über Grenzen’ ist ein
sehr assoziatives Motto, das die Veran-
stalter im ganzen Land dazu angeregt
hat, Grenzen in Geografie und Politik
oder die Grenzen in den Köpfen ge-
nauer unter die Lupe zu nehmen, zu
überwinden und auf vielfältige und
kreative Weise künstlerisch umzuset-
zen“, so Kulturministerin Doris Ah-
nen, Vorstandsvorsitzende des Kultur-
sommers, bei der Vorstellung des Jah-
resprogramms 2010. 

Dieses Thema wird gleich zu Beginn
mehrfach aufgegriffen: unter anderem
mit einem Beitrag zu 65 Jahren Kriegs-
ende bei dem Kulturfest zur Eröffnung
des Kultursommers vom 7. bis 9. März
in Idar-Oberstein und bei der Ausstel-
lung „Die Gedanken bleiben frei“ mit

Werken von Tomi Ungerer in der KZ-
Gedenkstätte Osthofen bei Worms, die
am 10. Mai in Anwesenheit von Minis-
terpräsident Beck und dem Künstler
eröffnet wird.

Migration und Integration, kulturel-
le und religiöse Identität sind weitere
Schwerpunktthemen. In Worms steht
der musikalische Dialog der Religio-
nen bei „Musica Sacra - Nacht der Re-
ligionen“ am 27. Mai im Vordergrund.
Die mitwirkenden Künstlerinnen und
Künstler kommen aus Lettland, Jorda-
nien, Israel, Indien, Tibet, Dänemark
und der Schweiz.

Der Inselsommer in Ludwigshafen
vom 9. bis 18. Juli hat wieder ein span-
nendes weltmusikalisches und sozio-
kulturell geprägtes Programm ent-
wickelt und auch die Weltmusik-Pro-
jekte Horizonte Ende Juli auf der Fest-
ung Ehrenbreitstein und „Musik in al-
ten Dorfkirchen“ von Mai bis Septem-
ber im unteren Westerwald gehen wie-
der „Über Grenzen“. Im September
findet dann das Festival grenzenlos
kultur, eines der wichtigsten integrati-
ven Kulturfestivals in Europa, wieder
im KUZ Mainz statt. 

Historische und aktuelle geografi-

sche Grenzen werden natürlich eben-
falls thematisiert und immer wieder
überschritten. Das Eifel-Literaturfes-
tival, das zusätzlich zu renommierten
Autorinnen und Autoren wie Elke Hei-
denreich, Roger Willemsen, Rafik
Schami oder Martin Suter auch Lite-
raturnobelpreisträgerin Herta Müller
präsentiert, findet inzwischen ganz
selbstverständlich sowohl in Rhein-
land-Pfalz als auch in Nordrhein-
Westfalen statt. Im Süden des Landes
unterstützt der Kultursommer Rhein-
land-Pfalz die Zusammenarbeit der
Regionen im Oberrheingebiet mit ei-
nem ersten Festival der freien Theater.

Als „Motor für Innovation“ in der
Kunst bezeichnet Ministerin Doris Ah-
nen die Grenzüberschreitungen. Ent-
sprechend nehmen im aktuellen Kul-
tursommer die sogenannten Cross-
over-Projekte einen bedeutenden Platz
ein. Bereits bei der Kultursommer-
Eröffnung wird die Uraufführung „Die
Schöpfung rockt“ präsentiert: Josef
Haydns „Schöpfung“ erfährt eine ganz
neue Interpretation. 

Das gesamte Programm 2010 wird
bis Ende April im Internet veröffent-
licht unter www.kultursommer.de.

Kultursommer 2010 geht „Über Grenzen“
Ministerin Ahnen: Vom 1. Mai bis 3. Oktober locken 250 Projekte in alle Teile des Landes

Ministerpräsident Kurt Beck empfing
den neuen Botschafter der Vereinigten
Staaten von Amerika, Philip D. Mur-
phy zum Antrittsbesuch in der Staats-
kanzlei. „Rheinland-Pfalz ist ein wich-
tiges Land für Amerika, es hat einen
besonderen Platz im amerikanischen
Herzen“, sagte der Botschafter. Minis-
terpräsident Kurt Beck betonte, wie
wichtig „das nachbarschaftlich-
freundschaftliche Verhältnis“ sei. Mi-
nisterpräsident und Botschafter waren
sich einig, dass „die Partnerschaft von
den Bürgerinnen und Bürgern getra-
gen“ werde.

Ein besonders anschauliches Beispiel
gebe es derzeit in Ramstein, wo bis 2012
ein Dokumentationszentrum „Ameri-
kaner in Rheinland-Pfalz“ verwirklicht
werde. Es soll die kulturellen, sozialen
und politischen Verbindungen zwischen
US-Bürgern und Deutschen in Rhein-
land-Pfalz von 1951 bis heute veran-
schaulichen. „Das Dokumentationszen-
trum stellt einen weiteren Baustein im
Netzwerk des deutsch-amerikanischen
Miteinanders in Rheinland-Pfalz dar“,
sagte der Ministerpräsident.

Angesprochen wurden bei dem Tref-
fen, an dem der Chef der Staatskanzlei,
Staatssekretär Martin Stadelmaier,
und US-Generalkonsul Edward M. Al-
ford ebenfalls teilnahmen, auch die
wirtschaftlichen Beziehungen. So be-
trägt das Gesamthandelsvolumen rund
4,8 Milliarden Euro – mit einer Steige-
rung um 30 Prozent von 2007 auf 2008.

In Bezug auf Opel äußerte Beck die
Hoffnung, dass die Erhöhung des fi-
nanziellen Engagements von General
Motors nun ein richtiger Schritt zu ei-
nem tragbaren Zukunftskonzept für
den Autohersteller sei.

In dem rund einstündigen Gespräch
wurde auch die Lage der amerikani-
schen Militärstandorte in Rheinland-
Pfalz erörtert.

Vielfältig sind auch die kulturellen
Verbindungen. Es gibt 71 Schulpart-

„Rheinland-Pfalz ist wichtig für Amerika“
Ministerpräsident Kurt Beck empfing den neuen US-Botschafter Philip D. Murphy

nerschaften und mehrere Hochschul-
und Forschungskooperationen. 

Botschafter Murphy ist seit Septem-
ber 2009 im Amt und wurde von seiner
Ehefrau Tammy Snyder Murphy be-
gleitet. 

Es gab übrigens auch ein „kleines

Fachgespräch“ des Botschafters mit
dem Ministerpräsidenten über Fuß-
ball. Dabei zeigte sich Murphy sehr gut
über die Tabellenlücke der rheinland-
pfälzischen Erst- und Zweiligisten in-
formiert. Ein gemeinsamer Stadionbe-
such ist geplant.

Ministerpräsident Kurt Beck empfing den neuen Botschafter der Vereinigten
Staaten von Amerika, Philip D. Murphy zum Antrittsbesuch in der Staats-
kanzlei. Begleitet wurde er von seiner Ehefrau Tammy Snyder Murphy.  

Foto: Melanie Bauer

Seit dem Regierungswechsel auf Bun -
desebene hat der Bundesrat unge -
wöhnlich wenig zu tun. Die jüngste
Sitzung näherte sich mit 27 Tages -
ordnungs punkten einem Minusrekord,
das sta tistische Mittel liegt bei etwa
70. Zwölf Anträge wurden von Län-
dern eingebracht, allein Rhein land-
Pfalz sorgte für sechs.

Kinderlärm darf kein Grund zur
Klage sein. Das fordert eine rhein land-
pfälzische Entschließung, der sich
mehrere Länder anschlossen und die
modifiziert eine Mehrheit fand. Wegen
Kinderlärms hatten An woh ner vor Ge-
richt gegen Kinderta gesstät ten oder
Bau genehmigungen geklagt. In Einzel -
fällen mussten Ta gesstät ten deshalb
schließen. Das will Rhein land-Pfalz
verhindern, in dem Kinder lärm im
Bundes-Immissi ons schutzge setz aus-
drücklich nicht mit Gewer be- oder
Verkehrslärm gleich gesetzt wird.
„Kinderlärm ist eben keine schädliche
Umwelteinwirkung“, betonte Umwelt-
ministerin Margit Conrad. Auch im
Bürger lichen Ge setzbuch sei eine ent -
spre chende Klar stel lung nötig. Zudem
sollen durch eine Än derung der Bau -
nut zungsverordnung Kinderta gesein -
rich tungen in reinen Wohnge bieten
leichter möglich sein, denn der Weg
zum Kindergar ten soll kurz sein.

Um die Rechte von Kindern ging es
auch beim zweiten rheinland-pfälzi -
schen Entschließungsantrag. Das Land
fordert erneut, die Bundesre publik
müsse ihre Vorbehalts erklä rung zur
UN-Kinderrechtskonvention von 1992
zurücknehmen. Mit dieser Erklärung
hatte die da malige Bun desregierung
dafür ge sorgt, dass die UN-Vorgaben
nicht eins zu eins umgesetzt, sondern
durch deutsche Gesetze erfüllt wer den.
Weil sich deutsche Gesetze im Aufent-
halts recht, beim Thema rechtswidrige
Einreise oder bei der elterlichen Sorge
geän dert haben, seien die da maligen
Vorbehalte inzwischen unnö tig, be -
tonte Rheinland-Pfalz. Zudem habe
die UNO Deutschland schon vor Jah-
ren ausdrücklich gemahnt, die Vorbe-
halte zurückzunehmen, so Bil -
dungsministerin Doris Ahnen. „Das ist
eine eindeutige Hausaufgabe der Bun-
desrepublik.“  Ob wohl auch die
schwarz-gelbe Bundes regierung in
ihrem Koaliti onsver trag die Rück -
nahme der Vorbe halts erklärung for -
dert, fand sich im Bun desrat wie schon
2002, 2008 und 2009 keine Mehrheit
für eine Entscheidung. Der Antrag
wird weiter in den Ausschüs sen bera-
ten. 

Auch in seinem dritten Entschlie -
ßungsantrag forderte Rheinland-Pfalz

Conrad: Kinderlärm ist keine
schädliche Umwelteinwirkung
Rheinland-Pfalz mit zahlreichen Initiativen im Bundesrat

die Bundesregierung auf, den Koaliti-
ons vertrag rasch umzusetzen. Unter
dem Titel „Zukunft der Bahn sichern“
schlug das Land gemeinsam mit Berlin
und Brandenburg vor, für eine ausrei-
chende Finanzie rung der Bahn zu sor-
gen, die Länder, welche die Kosten
mittragen, auch bei Entschei dungen
einzubezie hen und den Weg in den
Wettbewerb nicht auf dem Rücken der
Be schäftigten aus zutragen.

Der Antrag fand mit zwei fachlichen
Änderungen eine breite Mehrheit. 

Darüber hinaus brachte das Land
zwei Gesetzentwürfe erneut ein, die
schon in der letzten Wahlperiode vom
Bundesrat beschlossen, im Bun destag
aber nicht mehr behandelt worden wa-
ren. 

Das Gesetz zur Änderung des Ge -
richtsverfassungsgesetzes sieht man-
gelnde Deutschkenntnisse als Aus-
schlussgrund vom Ehrenamt als Schöf-
fe vor. Das Gesetz soll dafür sorgen,
dass nur die deutschen Staatsbürger
Schöffe sein dürfen, die der Verhand-
lung voll ständig und ohne Dolmet-
scher folgen können. 

Mit dem Gesetz zur Stärkung der
Tä terverantwortung sollen Straftäter
dazu verpflichtet werden können, an
so genannten „Täterprogrammen“ teil-
zunehmen. Hier sollen sie ler nen, Ver-
antwor tung zu übernehmen und sich
selbst zu kontrollieren. 

„Kinderlärm ist keine schädliche
Umwelteinwirkung“, sagte Umwelt-
ministerin Margit Conrad.

Aufsicht für Ratingagenturen
Land gegen Spekulationen und hohe Bonuszahlungen

Ab 2011 wird eine Europäische Wert -
papieraufsichtsbehörde (ESMA) die
Arbeit von Ratingagenturen überwa -
chen. Diese waren in die Kritik ge -
raten, weil sie in der Finanzkrise bei
der Bewertung der Kreditwürdig keit
von Unternehmen und Staaten zu spät
auf Veränderungen reagiert hatten.
Der Bundesrat stimmte im Sinne eines
besseren Anlegerschut zes dem Aus-
füh rungsgesetz zur EU-Rating ver-
ordnung zu. Das Gesetz legt weiter
fest , dass sich in der EU tätige Ra -
tingagenturen ab Juni 2010 bei der Fi-
nanzaufsicht eines Mitglieds lan des re-
gistrieren lassen müssen. Dazu müssen
sie in mindes tens einem Mitgliedsstaat
niederge lassen sein und jährlich einem
Wirtschaftsprü fer berichten. Bei Ge-
set zesver stö ßen drohen Buß gelder bis
zu eine Million Euro. Auf sichtsbe -
hörde in Deutschland wird über -
gangsweise die Bundesan stalt für Fi-
nanzdienstleis tungsauf sicht (BaFin). 

Rheinland-Pfalz engagierte sich mit
einem Entschließungsantrag, der in
den Ausschüssen weiter beraten wer -
den soll, eben falls für ein gerech teres
interna tionales Finanzsystem. Darin
werden strengere Maßnahmen gegen
Spekula tionen auf den Finanz märk-
ten und ungerechtfertigte Bo nus-
zahlungen gefordert. Es müsse sicher
gestellt werden, dass die Banken die
Vergütungen trans parent, nachvoll-
ziehbar und ange messen ge stalten. Ei-
ne interna tionale Fi nanztransak -
tionssteuer soll Speku lationen spür-
bar eindämmen. Dies forderte auch
Finanzminister Cars ten Kühl und be-
wertete das bishe rige Verhalten der
Bundesregierung als „ungenügend
und unzureichend“. Die Regierungs-
koalition habe immer noch keine Ge-
setzesinitiativen er griffen. „Beenden
Sie den Ideen wettbewerb, beginnen
Sie mit dem Regierungshandeln“, so
Kühl.  
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Bei fast vier Fünfteln aller Anliegen konnten er und sein Team helfen, wie Bürgerbeauftragter Ullrich Galle bei der Vor-
lage seines Jahresberichtes 2009 mitteilen konnte. Bezogen auf 10 000 Einwohner erwiesen sich die Bürger des Kreises
Bernkastel-Wittlich am „eingabefreudigsten“. An zweiter Stelle lag der Kreis Vulkaneifel. Die wenigsten Eingaben ka-
men laut Galle aus dem Kreis Südliche Weinstraße und der Stadt Worms. Foto: Klaus Benz

Schwerpunkt bei der Ordnungsverwaltung
Bürgerbeauftragter Ullrich Galle legt Jahresbericht 2009 vor

Im Kampf mit dem Amtsschimmel ist
er für manche Rheinland-Pfälzer die
letzte Rettung: 5141 Bürgerinnen und
Bürger haben sich mit ihren Anliegen
schriftlich, telefonisch und per E-Mail
sowie bei 31 Sprechtagen in allen Re-
gionen des Landes und in seinem Büro
in Mainz an den Bürgerbeauftragten
gewandt. Bürgerbeauftragter Ullrich
Galle konnte in der vergangenen Wo-
che Landtagspräsident Joachim Mer-
tes seinen Bericht für das Jahr 2009
vorlegen.

Unter den „unzulässigen“ Eingaben
befinden sich wieder zahlreiche Legis-
lativeingaben; insbesondere 755 Ein-
gaben, die eine Änderung des Landes-
hundegesetzes zum Inhalt haben. Bei
78,1 Prozent aller Anliegen konnte ge-
holfen beziehungsweise weitergehol-
fen werden.

Im Gegensatz zu den Vorjahren liegt
das Sachgebiet Ordnungsverwaltung
an der Spitze. Dies ist im Wesentlichen
darauf zurückzuführen, dass zahlrei-
che Eingaben die Reaktivierung der
Hunsrückbahn betreffen. Im Übrigen
waren wie bereits in den Vorjahren die
Bereiche Soziale Hilfen (insgesamt)
und Strafvollzug Schwerpunkte. 

Wie in jedem Jahr geht der Bürger-
beauftragte in seinem Bericht auch auf
besondere Themen ein; 2009 beispiels-
weise auf die Öffentliche Petition. Der
Bürgerbeauftragte hat sich bereits in
der Vergangenheit für eine Fortent-
wicklung des Petitionsrechts durch
Einführung der Öffentlichen Petition
in Rheinland-Pfalz ausgesprochen. Im
Berichtszeitraum hat die Absicht, die
Öffentliche Petition auch in Rhein-
land-Pfalz einzuführen, erfreulicher-
weise konkretere Formen angenom-
men. So hat die SPD-Landtagsfrakti-
on in ihrer Erklärung vom 4. Novem-
ber 2009 die Bedeutung der Öffentli-
chen Petition für die Fortentwicklung
des Petitionsrechts in Rheinland-Pfalz
betont. Aber auch die Fraktionen der
CDU und FDP stehen ihr grundsätz-
lich aufgeschlossen gegenüber.

Der Anteil der ausländerrechtlichen
Eingaben hat zwar gegenüber dem
Vorjahr zugenommen, liegt jedoch wei-
terhin auf einem deutlich niedrigeren
Niveau als in den Vorjahren. Dies ist
offensichtlich auf die gesetzliche Alt-
fallregelung zurückzuführen. Der Bür-
gerbeauftragte begrüßt daher aus-
drücklich, dass die Innenministerkon-
ferenz eine Verlängerung dieser Rege-
lung beschlossen hat und verknüpft
dies mit der Hoffnung, dass dem be-
treffenden Personenkreis ein unbefris-
tetes Aufenthaltsrecht erteilt werden
kann. Zudem begrüßt er die Versteti-
gung der Arbeit der Härtefallkommis-
sion.

Bei den Eingaben von Strafgefange-
nen ist erneut eine Zunahme zu ver-
zeichnen, wobei in diesem Jahr die
meisten Eingaben aus der Justizvoll-
zugsanstalt (JVA) Koblenz kommen.
Diese sowie mit einigem Abstand da-
hinter die JVA Rohrbach und die JVA
Diez bleiben die „Sorgenkinder“ des
Strafvollzugs in Rheinland-Pfalz. Der

Wie ärgerlich. Der Druck auf die Spül-
taste der Toilette bleibt erfolglos.
Schuld ist ein Wasserrohrbruch. In sei-
ner Not greift der Mann in Wissen im
Westerwald zu Mineralwasser. 17 Fla-
schen benötigt er insgesamt, bis das
Rohr wieder repariert ist. Auf den 
Kosten von 17 mal 19 Cent will er aber
nicht sitzenbleiben. Der Mann ver-
ständigt den rheinland-pfälzischen
Bürgerbeauftragten: Die Stadtwerke
sollen ihm die 3,23 Euro erstatten.

„Bürgeranwalt“ Ullrich Galle wird
im Wust von tausenden Eingaben ge-
gen behördliche Entscheidungen im-
mer wieder heimlich über manche ku-
riose Einzelfälle schmunzeln können -
auch wenn er sie dann ganz ernst be-
arbeitet. In seinem Jahresbericht
schilderte er solche Beispiele.

Da war etwa der Gefangene, der um
den Kauf eines Schrubbers bat. Gelb
und aus Kunststoff sollte das Putz-
gerät sein. Ein Mitarbeiter des Ge-

fängnisses klapperte Geschäfte und
Baumärkte ab - vergeblich: Nur blaue,
rote und weiße Schrubber aus Holz
waren im Angebot. „Da der Petent je-
doch ausdrücklich auf den von ihm
ausgesuchten Schrubber bestand,
konnte der Kauf letztlich nicht ver-
mittelt werden“, bedauerte Galle.

Ganz andere Vorlieben hatte ein
zweiter Gefangener: Er beantragte
Schreibpapier - aber ohne Linien.
Doch was bekam er? Liniertes Papier.
Der Mann wandte sich an den Bürger-
beauftragten, Ermittlungen liefen an.
Ergebnis: Es bestehe in diesem Ge-
fängnis „kein Anspruch auf eine be-
stimmte Papierbeschaffenheit“, teilte
Galle mit.

Auf Granit biss auch ein Petent bei
seiner „Schadenersatz“-Forderung bei
der Stadt Ingelheim. Er sei von seinem
Nachbarort dorthin zu einem Museum
gefahren, habe jedoch vor verschlosse-
nen Türen gestanden. 50 Euro Ent-

schädigung forderte der Mann wegen
der unnötigen Anreise und der Zeit-
verschwendung. Vergebens: Die Stadt
verwies auf die veröffentlichten Öff-
nungszeiten des Museums.

Mehr Erfolg verbuchte ein Mann,
der von seinem Bürgermeister eine
Entschuldigung forderte, weil dieser
ihn „Dummschwätzer“ genannt habe.
Galle schaltete sich ein. Fazit nach sei-
nen Worten: „Der Ortsbürgermeister
erklärte daraufhin sein Verhalten und
entschuldigte sich ausdrücklich für die
von ihm gewählte Ausdrucksweise.
Bravo.“

Durchaus bekannt ist dagegen der
Misserfolg jenes Petenten aus Wissen,
der 3,23 Euro Schadenersatz für seine
Mineralwasser-Klospülung begehrte.
Hier berichtete Galle: „Die einschlägi-
ge Verordnung über Allgemeine Bedin-
gungen für die Versorgung mit Wasser
regelt aber, dass bei Schäden unter 15
Euro eine Ersatzpflicht entfällt.“

Der Bürgerbeauftragte
Der rheinland-pfälzische Bürgerbe-
auftragte wird vom Landtag in Mainz
gewählt. Ullrich Galle arbeitet unab-
hängig und überparteilich. Das Petiti-
onsrecht ist in der Landesverfassung
verankert. Bürger können sich brief-
lich, per E-Mail, telefonisch und bei
Sprechtagen in den Regionen des Lan-
des an Galle wenden. Sein Amt gibt 
es seit 1974. Seitdem sind mehr als 
100 000 Petitionen im Mainzer Büro
des Bürgerbeauftragten eingegangen.
Für Bürgerinnen und Bürger besteht
jederzeit die Möglichkeit, sich schrift-
lich, telefonisch, per Fax oder auch per

E-Mail an das Büro des Bürgerbeauf-
tragten, Kaiserstr. 32, 55116 Mainz,
Tel.: 0 61 31 / 2 89 99-0, Fax: 0 61 31/
2 89 99-89, E-Mail: poststelle@der
buergerbeauftragte.rlp.de, zu wenden. 

Die aktuellen Termine von Sprech-
tagen des Bürgerbeauftragten werden
jeweils in der örtlichen Presse und den
amtlichen Mitteilungsblättern veröf-
fentlicht und sind zusätzlich im Video-
text, Tafel 725, im SWR Fernsehen,
abrufbar. Auch im Internet unter
www.landtag.rlp.de (Stichwort „Par-
lament“) ist der Bürgerbeauftragte zu
finden.

Bürgerbeauftragte hat zudem einen
Sprechtag in der JVA Koblenz durch-
geführt. Er sucht für die ihm dort dar-
gelegten Probleme nach Lösungen.
Auch konnte auf seine Anregung im
Zusammenwirken mit dem Ministeri-
um der Justiz eine Videokonferenzan-
lage installiert werden, die, soweit
nötig, unmittelbare und schnelle Kon-
takte mit den Gefangenen ermöglicht.

Das Arbeitslosengeld II und die Ar-
beitsgemeinschaften stehen weiter in
der Kritik. So hat die Zahl der Einga-
ben, bei denen es um entsprechende
Leistungen geht, erneut zugenommen,
wobei Spitzenreiter wiederum Mainz
ist. Die Schwerpunkte sind nach wie
vor: die Unübersichtlichkeit der Be-
scheide, die verwendeten Formulierun-
gen und die Erreichbarkeit der Be-
diensteten. Die Neuregelung im Be-

reich Wohngeld im Zusammenhang mit
dem Bezug von Arbeitslosengeld II al-
lerdings ist ein „Paradebeispiel für
mehr Bürokratie“.

Zum Thema Grad der Behinderung
(GdB) haben offensichtlich viele Betrof-
fene Informationsdefizite, was die zu-
ständigen Stellen zum Anlass für ent-
sprechendes Handeln nehmen sollten.

Zur Schülerbeförderung gibt es zahl-
reiche Klagen unterschiedlichster Art.
Hier sieht Galle im Interesse der Kin-
der und Eltern Handlungsbedarf, zu-
mal der Einsatz von Privaten, insbe-
sondere im ländlichen Raum, nicht der
Weisheit letzter Schluss ist. Überdacht
werden sollte auch die Einstellungs-
praxis von Lehrkräften, wenn der 
1. Schultag nicht auf den 1. eines Mo-
nats fällt und mehr als ein arbeitsfreier
Tag zu bezahlen wäre.

Fehlende Schrubber und „Dummschwätzer“
Nicht alle Eingaben an den Bürgerbeauftragten sind ganz ernst zu nehmen

Entscheidung in vier Wochen
Gericht berät erneut über Nichtraucherschutzgesetz

Der eine will mehr Freiheiten für
Raucher, der andere mehr Rechte 
für Nichtraucher durchsetzen: Mit
den Verfassungsbeschwerden zweier
Männer gegen das neue rheinland-
pfälzische Nichtraucherschutzgesetz
hat sich am Montag der vergangenen
Woche der Verfassungsgerichtshof
(VGH) in Koblenz befasst. Ein Rau-
cher aus Mainz wendet sich dagegen,
dass die Gründung von Raucherclubs
sehr erschwert oder gar unmöglich
gemacht werde, weil in Raucherknei-
pen mit nur einem Raum nur sehr be-
grenzt Speisen angeboten werden
dürfen.

Der zweite Kläger - ein Mann aus
dem Westerwald - kritisiert, dass er
als Nichtraucher von Veranstaltun-
gen in Festzelten ausgeschlossen wer-
de, weil dort das Rauchen generell er-
laubt ist. Gerade Kinder seien dort
dem blauen Dunst ausgesetzt, das
Gesetz zum Schutze der Nichtrau-
cher werde somit „ad absurdum“ ge-
führt, betonte er.

Sowohl Vertreter des Landtags als
auch der Landesregierung können die
Verfassungsbeschwerden nicht nach-
vollziehen. Es sei nicht erkennbar,
warum die Gründung eines Raucher-

clubs unmöglich gemacht werde, er-
klärten sie vor Gericht. Auch sei nie-
mand zum Besuch eines Festzeltes
verpflichtet, wo zudem ein größerer
Luftaustausch und somit eine gerin-
gere Gefährdung durch Passivrau-
chen gegeben sei.

Es sei ohnehin nicht möglich, im-
mer jeden zufrieden zu stellen, mein-
ten die Vertreter von Landtag und
Regierung. Das Gericht will seine
Entscheidung Ende März oder An-
fang April bekannt geben. Die Frage,
welche Speisen in einer Raucherknei-
pe angeboten werden dürfen, müss-
ten aber wohl Fachgerichte klären,
hieß es.

Der VGH hatte das erste Nichtrau-
cherschutzgesetz im September 2008
wegen unzumutbarer wirtschaftli-
cher Folgen für kleine Eckkneipen
gekippt. Nach dem im vergangenen
Jahr geänderten Gesetz dürfen Wirte
mit weniger als 75 Quadratmetern
Kneipenfläche das Rauchen erlau-
ben, wenn sie keine oder nur „einfach
zubereitete“ Speisen anbieten und
ihr Betrieb klar als Raucherkneipe
gekennzeichnet ist. Das Rauchen ist
auch für geschlossene Gesellschaften
und in Festzelten gestattet.

Als vorbildlich 
loben der finanz-
politische Sprecher
der SPD-Fraktion,
Frank Puchtler,
und der stellvertre-
tende Fraktions-
vorsitzende,
Günther Ramsauer,
die in Rheinland-
Pfalz ergriffenen
Maßnahmen zur
Energieeinsparung
bei den Landeslie-
genschaften.

„Wie eine von uns veranlasste Be-

richterstattung der
Landesregierung 
im Haushalts- und
Finanzausschuss
ergeben hat, konnte
im Zusammenwir-
ken der verschiede-
nen Maßnahmen in
den Jahren 2002 bis
2007 eine durch-
schnittliche jährli-
che Reduktion der
Heizwärme um 
3 Prozent oder 
ca. 9 Millionen Kilo-
wattstunden erreicht werden. Neben
der nach ehrgeizigen Maßstäben betrie-
benen Gebäudesanierung, bzw. dem
Gebäudeneubau, trägt besonders das
Energiecontrolling zu den Einspar-
effekten bei. Dies wird auch mit dem
angestrebten Einsparvolumen von einer
halben Million Euro jährlich bei dem
derzeit schwerpunktmäßig vorangetrie-
benen Energiecontrolling an den Hoch-
schulen des Landes verdeutlicht. Schon
seit Jahren werden mit analogen Pro-
jekten in 38 Finanzliegenschaften und
acht Justizvollzugsanstalten etwa 25
Prozent der jährlichen Energiekosten
von rd. 22 Millionen Euro der Liegen-
schaften des Landesbetriebs Liegen-
schaften/Baubetreuung erfasst und op-
timiert“, so Puchtler und Ramsauer. 

Die Abgeordneten forderten die
Landesregierung auf, die bislang er-
reichte jährliche Durchschnittsein-
sparquote von drei Prozent auch in der
Zukunft zu verfolgen. 

Klar sei, dass dies angesichts eines
zunehmend modernisierten und opti-
mierten Gebäudebestandes nicht 
einfacher werde. Aber das ehrgeizige
Ziel sollte sein, dass das Land auch 
in den kommenden Jahren in einer Art
Vorreiterrolle in diesem Umfang 
für eine verantwortungsbewusste 
Klimaschutz- und Ressourcenein-
sparpolitik bei seinen Liegenschaften
sorgt. 

Erfolgreich Energie eingespart
SPD lobt Controlling bei Landesliegenschaften

Das Nichtraucherschutzgesetz
Der rheinland-pfälzische Landtag
verabschiedet im Herbst 2007 das
Nichtraucherschutzgesetz, das ein
generelles Rauchverbot in öffentli-
chen Räumen vorsieht. Als Ausnah-
me soll allerdings in Gaststätten das
Rauchen in eigens abgetrennten
Räumen erlaubt sein. Das Gesetz
sieht laut Gesundheitsministerium
die Umsetzung des Nichtraucher-
schutzes in folgenden Bereichen
vor:

- Öffentliche Verwaltung - Kran-
kenhäuser, Vorsorge- und Rehabili-
tationseinrichtungen - Einrichtun-
gen der Jugendhilfe - Schulen - 
Alten- und Pflegeheime, Einrich-
tungen der Behindertenhilfe - Gast-
stätten - Universitäten, Fachhoch-
schulen - Einrichtungen der Er-
wachsenenbildung - Theater, Kinos,
Museen und Sportstätten

Im Februar 2008 tritt das Nicht-
raucherschutzgesetz in Kraft. Nach
Beschwerden von Gastronomen sind
Gaststätten mit nur einem Schank-
raum gemäß einer Entscheidung des
Verfassungsgerichtshofs (VGH) in
Koblenz zunächst vom Verbot aus-
genommen. Im Herbst 2008 ent-
scheidet der VGH dann, das Rauch-
verbot in kleinen Kneipen verstoße
gegen die Verfassung. Deren Betrei-
ber würden unzumutbar belastet.

Im Mai 2009 beschließt der Land-
tag fraktionsübergreifend eine Än-
derung des Nichtraucherschutzge-
setzes. Danach kann in Gaststätten
mit weniger als 75 Quadratmetern
Fläche das Rauchen erlaubt wer-
den, wenn dort keine zubereiteten
Speisen angeboten werden. Weitere
Ausnahmen gelten für geschlossene
Gesellschaften sowie Festzelte. 

F. Puchtler G. Ramsauer
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Kaum Datenschutzbewusstsein bei Nutzern
Landesdatenschützer kritisiert erhebliche Ausweitung der Video-Überwachung 

Die rasant steigende Nutzung des In-
ternets sowie Überwachungstechni-
ken unterschiedlicher Art bedrohen
zunehmend die Sicherheit der Bürger-
Daten auch in Rheinland-Pfalz. Als
Grund führte der Landesdatenschutz-
beauftragte Edgar Wagner am Mitt-
woch der vergangenen Woche bei der
Vorstellung des 22. Datenschutzbe-
richts in Mainz an, dass Gesetze
schlicht nicht umgesetzt würden und
die Kontrolle weit hinterherhinke.

„Das Datenschutzbewusstsein der
Nutzer, aber auch der Anbieter ist
nicht besonders ausgeprägt“, rügte
Wagner. Der Landesbeauftragte und
seine derzeit rund 15 Mitarbeiter
stellten in dem Berichtszeitraum 2008
und 2009 eine Vielzahl von Verstößen
fest. Wagner forderte mehr Gesetze
und mehr Kontrollmöglichkeiten, vor
allem aber mehr Bewusstsein der
Nutzer für den Datenschutz.

Die „Gigabite-Gesellschaft“, die je-
dem Nutzer eine Datenautobahn
baue, habe „keine hinreichende Ver-
kehrsordnung“, Unfälle seien deshalb
vorprogrammiert, warnte Wagner. Im
Straßenverkehr sei die Zahl der Un-
fälle in den vergangenen Jahrzehnten
durch gesetzliche Regelungen, bessere
Autotechnik und die Verkehrserzie-

hung reduziert worden. In der digita-
len Welt brauche es etwas Vergleich-
bares, forderte der Datenschützer.
„Wenn es Verkehrstage an den Schu-
len gibt, warum gibt es dann keine
Datenschutztage?“, fügte Wagner hin-
zu.

Sorge bereitet den Datenschützern
vor allem die Sicherheit der Daten bei
Google sowie in sozialen Netzwerken.
So habe ein kleines Netzwerk mit Sitz
in Rheinland-Pfalz, ShortView, gar
keine funktionierende Sicherheitsar-
chitektur gehabt: Hier konnten auf
Knopfdruck 300 000 zum Teil pass-
wortgeschützte Bilder heruntergela-
den werden. ShortView soll nun im
Laufe des Jahres eingestellt werden.

Als „mit der deutschen Rechtsord-
nung nicht vereinbar“ kritisierte Wag-
ner, dass bereits Zwölfjährige beim
Netzwerk Studi-VZ Mitglied werden
könnten. Dort tummelten sich sogar
Acht- bis Zehnjährige, das sei skan-
dalös. Wagner forderte eine bessere
Überprüfung des Alters der Nutzer.

Scharf kritisierte der Datenschutz-
beauftragte auch die zunehmende Vi-
deoüberwachung in der Privatwirt-
schaft: Sie greife in vielen Bereichen
„ohne Rücksicht auf die Gesetzeslage
und weitgehend kontrollfrei“ um sich.

Neben Tankstellen, Supermärkten
und Einkaufspassagen würden inzwi-
schen schon Gaststätten, Cafés, Eis-
dielen, Arztpraxen oder Friseursalons
überwacht. Auch bei der Überprü-
fung von Versandapotheken seien er-
hebliche Sicherheitsdefizite bei den
Online-Zugängen festgestellt worden.

Die Auftragsdatenverarbeitung
durch Unternehmen der Privatwirt-
schaft ist laut Wagner „die offene
Flanke des Datenschutzes“. Allein in
Rheinland-Pfalz sei von 200 000 pri-
vaten geschäftsmäßig tätigen Daten-
verarbeitern die Rede. Die Daten-
schutzkontrolle sei aber wegen be-
grenzter Personalkapazitäten auf
Stichproben begrenzt. „Vollzugs- und
Kontrolldefizite sind gravierend und
bedingen einander“, betonte Wagner.
Es brauche ein Arbeitnehmerdaten-
schutzgesetz, mit dem er im Laufe des
Jahres rechne.

Konsequenzen haben laut Wagner
auch die unerlaubten Abfragen des
polizeilichen Informationssystems
POLIS im Rahmen der Nürburgring-
Affäre: Künftig solle der konkrete
Grund für die Abfrage genauer proto-
kolliert werden. Ein Datenhandbuch
sollte wieder aufgelegt und die Kon-
trolle verschärft werden. 

Landesdatenschutzbeauftragter Edgar Wagner (rechts) überreichte Landtagsvize-
präsident Heinz-Hermann Schnabel das erste Exemplar des Tätigkeitsberichts
für die Jahre 2008/2009. Dieser wies auf die sich ständig steigernde Bedrohung
der Privatsphäre durch die fortschreitende technische Entwicklung und die da-
mit wachsende Bedeutung des Datenschutzes hin. Der Landtag werde sich
demnächst erneut mit Google Street View und den Folgerungen aus dem Gut-
achten der Landesregierung befassen. Wagner begrüßte dies ausdrücklich und
bedankte sich für die konstruktive Mitarbeit der Mitglieder der Datenschutz-
kommission an der zügigen Vorlage des Berichts. Foto: Klaus Benz

Gutachten Kommunal- und Verwaltungsreform
Scharfe Kritik der Opposition – CDU und FDP: Parlament nicht mehr im Boot?

Auf scharfe Kritik der CDU-Land-
tagsabgeordneten und Kommunalex-
pertin Anke Beilstein und des innen-
politischen Sprechers der FDP-Frak-
tion, Thomas Auler, ist die Veröffent-
lichung der Gutachten zur begleiten-
den Gesetzesfolgenabschätzung der
Experten Prof. Dr. Martin Junkern-
heinrich und Prof. Dr. Jan Ziekow zur
Kommunal- und Verwaltungsreform
durch die SPD-Landregierung ge-
stoßen. Über die Folgen für die weite-
re Zusammenarbeit im Arbeitskreis
zwischen Parlament und Landesre-
gierung müsse nachgedacht werden,
so Beilstein und Auler. 

Ohne die Fraktionen oder die dafür
zuständigen Abgeordneten offiziell
zu informieren, habe man die Stel-
lungnahmen von Prof. Junkernhein-
rich und Prof. Ziekow den Fächern
der zuständigen Parlamentarier am

späten Mittwochnachmittag zuge-
sandt, so Auler und Beilstein. In ei-
nem Begleitschreiben des Innen-
staatssekretärs Roger Lewentz werde
dann den Abgeordneten angeboten,
innerhalb des Arbeitskreises zur
Kommunal- und Verwaltungsreform
die Gutachten mit den Professoren zu
besprechen.

„Zeit für eine Prüfung der Unterla-
gen war bisher also nicht, zumal die
Abgeordneten der CDU-Landtags-
fraktion, wie allgemein bekannt war,
am Mittwoch komplett überall in
Rheinland-Pfalz unterwegs waren.
Statt jedoch zunächst den Eingang al-
ler Gutachten abzuwarten und dann
mit den Abgeordneten zu diskutieren,
wird ein Alibibrief mit einem Ge-
sprächsangebot versandt um dann di-
rekt am Donnerstag in einem Presse-
treffen die vorliegenden Expertisen

den Medien vorzustellen und zu inter-
pretieren.“ Das „Gesprächsangebot“
des Innenstaatssekretärs werde voll-
ends zur Farce, wenn man darüber
hinaus wisse, dass die jetzt veröffent-
lichten Gutachten der Landesregie-
rung bereits seit fünf Wochen vorlä-
gen, so Auler und Beilstein. „So kann
man mit dem Parlament nicht um-
springen.“

Zudem mute es merkwürdig an,
wenn man mit zwei Gutachten an die
Öffentlichkeit gehe, obwohl das dritte
Gutachten des Berliner Experten Pro-
fessor Dr. Hesse überhaupt noch nicht
vorliege. Hier sollten offensichtlich an
den Parlamentsfraktionen vorbei
durch die Landesregierung wieder
Fakten geschaffen werden. Beilstein
und Auler kündigten an, das Verhal-
ten der Landesregierung zum Thema
im Parlament zu machen.

Gemeinsam für die Region einsetzen
Mitglieder der SPD-Fraktionen aus dem Saarland und Rheinland-Pfalz trafen sich in Saarbrücken

In Saarbrücken sind Abgeordnete der
SPD-Landtagsfraktionen aus dem
Saarland und Rheinland-Pfalz zu ei-
nem gemeinsamen Gespräch zusam-
men gekommen. Zu Gast in Saar-
brücken waren die rheinland-pfälzi-
schen Landtagsabgeordneten Margit
Mohr, Jens Guth, Fritz Presl, Fredi
Winter und Heiko Sippel. Von Seiten
der SPD-Fraktion im Landtag des
Saarlandes nahmen die Abgeordneten
Stefan Pauluhn, Ulrich Commerçon,
Anke Rehlinger, Magnus Jung, Gisela
Kolb sowie Elke Eder-Hippler an dem
Arbeitstreffen teil. Schwerpunkte des
Gesprächs waren u.a. die Bemühungen
beider Fraktionen in Richtung Tarif-
treue bei öffentlichen Auftragsverga-
ben und die zukünftige Perspektive
und Stärkung der Hochgeschwindig-
keitsstrecke Frankfurt-Kaiserslau-
tern-Saarbrücken-Paris.

Beide Fraktionen sehen es als ge-
meinsames Ziel an, die Fahrtzeit der
Hochgeschwindigkeitsstrecke so weit
als möglich zu verkürzen. „Insbeson-
dere vor dem Hintergrund der franzö-
sischen Planungen, die eine Stärkung
der Strecke über Straßburg-Stuttgart
vorsehen, müssen alle denkbaren
Schritte zur Steigerung der Attrakti-
vität der Strecke unternommen wer-
den“, so die SPD-Parlamentarier.
„Daher regen wir an, mit Unterstüt-
zung der Städte Saarbrücken und Kai-
serslautern mehr Werbung für die
Schnellverbindung von und nach Paris
zu machen. Davon würden auch die re-
gionalen Wirtschaftsstandorte und
beide Regionen deutlich profitieren“,
so Margit Mohr und Stefan Pauluhn.

Einigkeit herrschte auch beim The-
ma Tariftreue. Die rheinland-pfälzi-
sche SPD-Landtagsfraktion plant

derzeit einen erneuten Vorstoß in
Richtung eines Tariftreuegesetzes.
„Gerade die öffentliche Hand hat bei
Auftragsvergaben eine Vorbildfunkti-
on und besondere Verantwortung, Be-
schäftige vor Dumpinglöhnen zu
schützen. Wer arbeitet, muss von sei-
nem Lohn auch anständig leben kön-
nen.“ Beide Fraktionen hatten bereits
in der Vergangenheit eine entspre-
chende Gesetzesinitiative gestartet.
„Es ist absolut begrüßenswert, dass
die rheinland-pfälzischen Kollegen
dieses wichtige Thema nun erneut
aufgreifen und vorantreiben“, so Ul-
rich Commerçon.

Die Fraktionen vereinbarten, sich
weiterhin regelmäßig zu treffen und
sich über aktuelle Fragen auszutau-
schen. Dies sei insbesondere bei Fra-
gen der grenzüberschreitenden Politik
von hoher Bedeutung. 

Herausforderungen begegnen
SPD: Weichen für ein zukunftsfähiges Stromnetz stellen

Der Weg zu einer zukunftsfähigen
Stromversorgung müsse heute schon
beschritten werden, sagte Margit Mohr,
energie- und wirtschaftspolitische
Sprecherin der SPD-Fraktion: 

„Rheinland-Pfalz ist ein wichtiger
Wirtschaftsstandort mit einer leis-
tungsstarken Industrie. Damit das auch
in Zukunft so bleibt, müssen wir uns
den Herausforderungen heute schon
stellen. Dazu zählt die Leistungsfähig-
keit der Elektrizitätsnetze bei gleich-
zeitiger Verbesserung der Effizienz.
Der wachsende Anteil an Strom aus er-
neuerbaren Energien, insbesondere
Wind- und Solarenergie, die Umstruk-
turierung im Kraftwerkspark wie auch
zunehmende Stromtransite erfordern
auch in Rheinland-Pfalz einen recht-
zeitigen Aus- und Umbau der Energie-
systeme, insbesondere der Stromnetze.
Diese sind Verbundnetze und damit
Teile eines liberalisierten Marktes und
hohen Anforderungen an eine flexible
Leistungsfähigkeit ausgesetzt.“

Margit Mohr fordert im Dialog mit
den Netzbetreibern, den Netzausbau-
bedarf für Rheinland-Pfalz zu erörtern,
um rechtzeitig Weichen zu stellen - mit
dem Ziel, auch weiterhin eine sichere,
leistungsstarke und kostengünstige
Stromversorgung für die Verbrauche-
rinnen und Verbraucher in Rheinland-
Pfalz zu gewährleisten. „Durch die zü-
gige Integration erneuerbarer Energien
haben wir eine große Chance, schnell
zu einem nachhaltigen und intelligen-
ten Energiesystem zu kommen. Ein sol-
ches werden wir für die Zukunft brau-
chen“, betonte Mohr.

Die Europäische Kommission hatte
angekündigt, 43 strategische Gas- und
Stromprojekte mit 2,3 Milliarden Euro
zu unterstützen. Der neue EU-Ener-
giekommissar Oettinger teilte mit,
dass die Förderung in Energieprojekte
fließen soll, die von der Europäischen
Union im Rahmen ihres EU-Konjunk-
turprogramms ausgewählt worden 
seien. 

Datenkompetenz vermitteln
Opposition will mehr Aufklärung über Datenschutz in Schulen

Die Oppositionsfraktionen von CDU
und FDP unterstützen die Forderung
des Landesdatenschutzbeauftragten
nach mehr Aufklärung über Daten-
schutz in Schulen. „Unser Ziel muss
sein, gerade jungen Menschen Daten-
kompetenz zu vermitteln“, sagte der
CDU-Abgeordnete Herbert Schneiders,
der zugleich Vorsitzender der Daten-
schutzkommission des Landtags ist.
Google Street View, zunehmende Ka-
meraüberwachung in der Privatwirt-
schaft, soziale Netzwerke oder das ak-
tuell von der Landesregierung geplante
Dachkataster seien Beispiele dafür, wie
wichtig der Datenschutz und seine
Kontrolle seien.

Auch der FDP-Datenschutzbeauf-
tragte Walter Strutz bekräftigte, es sol-
le „Aufgabe von Erziehung und Bil-
dung werden, Menschen zum verant-
wortungsvollen Umgang mit Daten zu
befähigen“. Auch innerhalb der Lan-
desregierung sei aber nicht immer die
notwendige Sensibilität im Umgang
mit den Daten der Bürger gegeben, kri-
tisierte er. Das zeige das betriebsrätli-
che Schnellinformationssystem, das
nach heftigen Protesten eingestellt
wurde, oder die Vorgehensweise beim
geplanten Dachflächenkataster.

Ein unabhängiger und effektiver Da-
tenschutz sei wichtiger denn je. Das
mache auch der Datenschutzbericht
deutlich. In einer global vernetzten Ge-
sellschaft werde immer offensichtli-

cher, wie weit reichend die Speicherung
persönlicher Daten im alltäglichen Le-
ben der Menschen fortgeschritten ist,
sagte der stellvertretende Vorsitzende
der SPD-Fraktion und Vorsitzende der
Datenschutzkommission des Landtags,
Carsten Pörksen. Dabei werde von vie-
len an erster Stelle immer kritisch auf
staatliche Stellen geschaut. Das sei
richtig und nicht zu kritisieren. Aller-
dings sei es geboten, mit gleich kriti-
schem Blick auch die teils ungehemmte
Datensammelwut privater Konzerne zu
betrachten. Hier geschehe – oft jenseits
einer unabhängigen Kontrolle – vieles,
was aus datenschutzrechtlichen Ge-
sichtspunkten äußert kritikwürdig ist.

Die zentrale Bedeutung eines unab-
hängigen Datenschutzes werde durch
die Entscheidung des Europäischen
Gerichtshofs (EuGH) untermauert, wo-
nach die Datenschutzaufsichtsbehör-
den der deutschen Bundesländer, so-
weit sie private Datenverarbeiter kon-
trollieren, von jeder Weisung durch Re-
gierungsstellen völlig frei sein müssen.
Pörksen: „Rheinland-Pfalz hat mit der
letzten Änderung des Landesdaten-
schutzgesetzes schon vieles von der ak-
tuellen EuGH-Entscheidung vorab ver-
wirklicht. In Rheinland-Pfalz wurde
die Aufsicht über die Durchführung
des Datenschutzes für die öffentlichen
Stellen auf den unabhängigen Landes-
beauftragten für den Datenschutz
übertragen.“

Die SPD-Landtagsfraktion Rhein-
land-Pfalz wird, wie angekündigt,
eine Anhörung zum Fluglärm im
Rhein-Main-Gebiet durchführen.
Die Anhörung soll am 16. März 2010
im Landtag in Mainz stattfinden.

Bei der Anhörung sollen neben der
kommunalen und regionalen Betrof-

fenheit sowie weiteren Aspekten des
Fluglärms im Rhein-Main-Gebiet,
vor allem das Urteil des Hessischen
Verwaltungsgerichtshofs zum Nacht-
flugverbot, Lärmschutzmaßnahmen
wie auch Auswirkungen von Flug-
lärm auf Gesundheit und Umwelt
angesprochen werden.

Anhörung zum Fluglärm


